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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu der Verordnung der Bundesregierung 
- Drucksachen 13/1140, 13/1233 Nr. 2.1 - 


Aufhebbare Sechste Verordnung zur Änderung der Verordnung 
zur Regelung von Zuständigkeiten im Außenwirtschaftsverkehr 


A. Problem 

Nach Inkrafttreten der Gemeinschaftsregelung der Ausfuhr- 
kontrolle von Gütern mit doppeltem Verwendungszweck durch 
Rechtsakte der EG soll dem Bundesausfuhramt auch die Erteilung 
von Genehmigungen nach dem neuen EG-Recht obliegen. Seine 
Zuständigkeiten zur Durchführung der Außenwirtschaftsverord- 
nung bedürfen der Anpassung an die neue Rechtslage. 


B. Lösung 

Änderung der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten im 
Außenwirtschaftsverkehr. 

Mehrheitsbeschluß im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Aufhebung der Verordnung der Bundesregierung - Druck- 
sache 13/1 140 - nicht zu verlangen. 

Bonn, den 21. Juni 1995 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Friedhelm Ost Erich G. Fritz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Erich G. Fritz 


Die Änderung der Zuständigkeitsverordnung be- 
wirkt die Übertragung der Zuständigkeit für die Er- 
teilung von Genehmigungen im Bereich des Waren- 
und Dienstleistungsverkehrs aufgrund unmittelbar 
geltender außenwirtschaftsrechtlicher Rechtsakte des 
Rates der Europäischen Union oder der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften auf das Bundes- 
ausfuhramt. 

Handlungsbedarf ergibt sich insoweit insbesondere, 
weil im März 1995 die EG-Regelung über die Kon- 
trolle von Gütern mit doppeltem Verwendungszweck 
in Kraft tritt. Ohne Verabschiedung der vorgeschla- 
genen Änderungsverordnung wäre die Zuständig- 
keit des Bundesausfuhramtes im Bereich der bevor- 
stehenden EG-Regelung nicht mehr gegeben, son- 
dern würde auf die Bundesländer übergehen. 

Möglich wird die Änderung der Zuständigkeitsver- 
ordnung, nachdem die Ermächtigungsgrundlage für 
die Übertragung dieser Aufgaben auf das Bundes- 
ausfuhramt in § 28 Abs. 1 und 3 des Außenwirt- 


schaftsgesetzes mit dem Achten Gesetz zur Ände- 
rung des Außenwirtschaftsgesetzes vom 9. August 
1994 geschaffen wurde. 

Eingearbeitet sind auch die sich aus der EG-Rege- 
lung über die Kontrolle von Gütern mit doppeltem 
Verwendungszweck ergebenden Veränderungen der 
Außenwirtschaftsverordnung. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Aufhebbare 
Sechste Verordnung zur Änderung der Verordnung 
zur Regelung von Zuständigkeiten im Außenwirt- 
schaftsverkehr - Drucksache 13/1140 - in seiner 
13. Sitzung am 21. Juni 1995 beraten und mehrheit- 
lich beschlossen, dem Deutschen Bundestag zu emp- 
fehlen, von seinem Aufhebungsrecht keinen Ge- 
brauch zu machen. Der Beschluß wurde mit den 
Stimmen der Mitglieder der Fraktionen CDU/CSU, 
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. gegen 
die Stimme des Mitglieds der Gruppe der PDS ge- 
faßt. 


Bonn, den 21. Juni 1995 


Erich G. Fritz 

Berichterstatter 
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